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Neufassung der Gestaltungssatzung 
 
 

Diese Satzung enthält die Fassung vom 18.12.1995 und die Änderungssatzung vom 
28.06.2005. 
 
Stadt Rodewisch/Vogtland 
über die  
Gestaltung der Bauwerke in bestimmten Stadtgebieten 
 
PRÄAMBEL 
 
Rodewisch erlebte Ende des 19. Jahrhunderts und Anfang des 20. Jahrhunderts einen 
starken wirtschaftlichen Aufschwung, der sich heute noch in den zum Teil prächtigen 
Gründerzeitbauten widerspiegelt. 
 
Die bemerkenswerten städtebaulichen Ansätze, die während dieser Zeit in Rodewisch 
entstanden, konnten allerdings nicht zu einem zusammenhängenden homogenen 
Stadtbild zusammengeführt werden. So ist die fragmentarische Stadtgestalt zum einen 
darin begründet, dass Rodewisch erst 1856 aus dem Zusammenschluss der ehemaligen 
Rittergüter Obergöltzsch, Untergöltzsch und Niederauerbach entstanden ist und somit 
keinen historischen Stadtkern besitzt. Zum anderen fehlten vor und während des Krieges 
sowie zu Zeiten der ehemaligen DDR die Mittel für eine Weiterführung der städtebaulichen 
Entwicklung. Hinzu kommt, dass die Planungen der 60er, bis in die 80er Jahre keine 
Verdichtung im eigentlichen Stadtbereich vorsahen. 
 
Es ist wichtig, die vorhandene wertvolle Bausubstanz zu achten und zu schützen, um eine 
prägnante Stadtgestalt entwickeln zu können.  
Gerade die gründerzeitlichen Häuser und Straßenzüge bieten aufgrund ihrer Geschichte 
und der architektonischen Vielfalt, (die sich trotz ihrer Vielgestaltigkeit strengen 
gestalterischen Regeln unterwirft), den Bürgern die Möglichkeit, sich mit ihrer Stadt zu 
identifizieren. Ähnlich verhält es sich mit der Gendarmeriesiedlung und der Bebauung an 
der Goethestraße; beide weisen einen hohen Gestaltungswert auf. 
 
Die Stadtverordnetenversammmlung der Stadt Rodewisch als Vertreter der Bürgerschaft 
hat sich daher entschlossen, diese Stadtteile für die Zukunft zu bewahren. 
 
Die Gestaltungssatzung nach § 83 SächsBO soll die Gefahren abwehren, die diesen 
Stadtteilen aus den verschiedensten Richtungen drohen. Sie dient der Erhaltung der 
besonderen Eigenart und des Eindrucks der Bauwerke im gesamten Geltungsbereich. 
 
Der Prozess der negativen Veränderungen der historischen Substanz vollzieht sich meist 
in kleinen und kleinsten Schritten. Das heutige, fast grenzenlose Angebot an Bautechnik 
und Material ist in der Lage, in kürzester Zeit die gewachsene Baugeschichte 
auszulöschen. Deshalb muss allen Bürgern bewusst werden, dass die Summierung 
"unbedeutender" Änderungen zu einer schleichenden Entwertung, zu einer Entstellung 
oder zur Novellierung des Stadtbildes führt. 
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Das gleiche trifft auch auf die städtebaulichen Strukturen zu. Die Art, wie die einzelnen 
Häuser angeordnet sind: gestaffelt, vor-, zurückspringend oder in einer Flucht stehend, 
macht den Charakter eines Straßenraums aus. Veränderungen in der Straßenflucht, sei es 
nun durch Verbreiterungen oder Begradigungen, können lebendige, abwechslungsreiche 
Raumfolgen erheblich stören. 
                   
Um dieser schleichenden Veränderung und Zerstörung, die sich über Jahrzehnte 
erstrecken kann, zu vermeiden, ist es notwendig, die vorhandenen architektonischen und 
städtebaulichen Werte zu erkennen und durch eine Ortsbausatzung zu schützen. 
 
Diese Satzung soll zu einer behutsamen baulichen Entwicklung und Sanierung der Stadt 
Rodewisch beitragen. Sie weist auf die vorhandenen städtebaulichen und 
architektonischen Zusammenhänge hin, um bei der Sanierung nicht unbedacht und 
unbeabsichtigt unersetzbare Werte zu opfern, die in ihrer Bedeutung für die Stadt und ihre 
Bürger vielleicht erst in späteren Jahren richtig erkannt und verstanden werden. 
 
 
GESTALTUNGSSATZUNG 
 
Satzungsbeschluss über die Gestaltungssatzung nach § 83 SächsBO 
 
1. Aufgrund des § 4 Abs. 2 der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO) vom 21. 
April 1993 (GVBI S. 301) in Verbindung mit § 83 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und  Abs. 2 in der 
Sächsischen Bauordnung (SächsBO) vom 17. Juli 1992 (GVBI S. 375) beschließt der 
Stadtrat am 26.01.95 folgende 1. Satzung zur Änderung der Gestaltungssatzung in der 
Fassung vom 7.7.94. 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1)Die Bestimmungen dieser Satzung gelten für die fünf Bereiche (Zonen) der Stadt 
Rodewisch, die im beigefügten Übersichtsplan Maßstab 1 : 2.000 genau abgegrenzt und 
bezeichnet sind. 
 
(2)Der als Anlage beigefügte Übersichtsplan "Gestaltungssatzung der Stadt Rodewisch" 
ist Bestandteil dieser Satzung. 
 
 
Gliederung des Geltungsbereiches: 
 
Zone I 
"Gründerzeitbebauung" 
Wernesgrüner Straße von 
Postplatz bis Rathaus 
 
 
Zone II 
"Gründerzeitbebauung" 
Auerbacher Straße von Postplatz 
bis Einmündung Straße des Friedens, 
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Straße des Friedens, 
Göltzschstraße vom Göltzschplatz 
bis Mozartstraße, 
Lengenfelder Straße im Bereich, 
Mozartstraße bis Höhe Göltzschplatz, 
Otto-Pfeifer-Straße Ecke Burgstraße, 
Rützengrüner Straße,  
Wernersgrüner Straße im Bereich Hermannstraße 
 
            
Zone III 
"Gendarmeriesiedlung" 
zwischen 
August-Bebel-Straße und 
Rosa-Luxemburg-Straße 
und Lindenstraße  
 
Zone IV 
"Bebauung aus den 20'er Jahren" 
-Sonderform 1- 
mittlere Goethestraße 
Ecke Julius-Gütter-Straße  
Ecke Karl-Liebknecht-Straße 
 
Zone V 
"Bebauung aus den 30'er Jahren" 
-Sonderform 2- 
Goethestraße  
 
 

§ 2 
Gestaltungsanforderungen für Zone I 

 
Bereich Wernesgrüner Straße vom Postplatz bis Rathaus.  
 
Ab der Jahrhundertwende löste die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt Rodewisch eine 
rege Bautätigkeit aus. In dieser Zeit ("Gründerzeit") entstanden bemerkenswerte 
städtebauliche Ansätze. Sie bilden aufgrund ihres Formenkanons, der sich in  
Fassadenproportionen und Gliederungen, Schmuckelementen, Fenstern, Türen usw. 
äußert, eine gestalterische Einheit, die es zu bewahren gilt.  Diese Zone ist Teil des 
Sanierungsgebietes der Stadt Rodewisch. Auf die sensible Einbindung von 
Baumaßnahmen in das Erscheinungsbild dieser Zone wird daher besondere 
Aufmerksamkeit gelegt. 
 
Bild 
 
Besonders reich gegliedertes Eckgebäude der Gründerzeit in der Wernesgrüner Straße 
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§ 2.1 
Allgemeine Anforderungen 

 
1. Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches sind so zu behandeln, 
dass sie sich harmonisch in das Stadtbild einfügen. Bei der Behandlung baulicher 
Maßnahmen wird nicht unterschieden zwischen Neubau und Wiederaufbau sowie Umbau, 
Renovierung und sonstigen Arbeiten, die sich auf die äußere Gestalt des Gebäudes aus-
wirken.  
 
Das Einfügen ist besonders gefordert hinsichtlich: 
 
(1) der Stellung der Gebäude zueinander sowie zu den Straßen und Plätzen 
(2) einer gegliederten und maßstäblichen Bauweise in Anlehnung an das historische 
Leitbild 
(3) der Gleichartigkeit benachbarter Gebäudefassaden mit feinen Unterschieden in den 
Proportionen 
(4) der Geschlossenheit und Lebendigkeit der Dachlandschaft 
(5) der auf Ensemblewirkung abgestellten Wahl der Materialien, Farben und der 
Konstruktion (in ihren sichtbaren Teilen) 
 
2. Wo die historische Baugestalt in neuerer Zeit zum Nachteil des Stadtbildes geändert 
wurde, kann die Wiederherstellung verlangt werden. 
 
 

§ 2.2 
Erhaltung historischer Bauteile 

 
(1) Bauteile von wissenschaftlicher, künstlerischer, handwerklicher oder heimatgeschicht-
licher Bedeutung, wie bestimmte besonders gestaltete Ladenfronten (Ladeneingänge und 
Schaufensteranlagen, Fenster), Hauseingänge (Türblätter, Türrahmen, Umrahmung und 
zugehörige Stufen), Wappen- und Schlusssteine, Inschriften, Gewände, Figuren, Konsolen 
u. ä. sind an Ort und Stelle sichtbar zu erhalten und zu pflegen. 
 
                        - 5 - 
 
(2) Wo die Belassung nicht möglich ist, sind diese Bauteile im Einvernehmen mit dem 
Stadtbauamt bei Abbruch oder Umbauten zu bergen und beim Wiederaufbau zu 
verwenden. 
 
 

§ 2.3 
Dachform und Dachdeckung 

 
(1) Dächer sind grundsätzlich als Satteldächer auszubilden und müssen in ihrer Dachnei-
gung der umgebenden Bebauung angepasst sein. Zusätzlich sind in Einzelfällen, in Ab-
stimmung mit dem Bauamt der Stadt Rodewisch, Mansardendächer oder Walmdächer 
zulässig. 
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(2) Als Dachdeckung sind Schieferdeckungen (schwarzgrau, Natur) oder 
Kunstschieferdeckungen, die in Form, Farbe und Oberflächenstruktur dem Naturschiefer 
entsprechen sowie Betondachsteine oder Dachziegel in anthrazit oder dunkelbraun 
zulässig. 
Vorhandene Naturschiefereindeckungen sind zu erhalten. 
 
Blecheindeckungen sind in Einzelfällen in Absprache mit dem Bauamt der Stadt 
Rodewisch zulässig. 
 
Andere Dacheindeckungen (z.B. aus Asbestzement, Bitumenschindeln, Kunstschiefer) 
sind nicht zulässig. 
Dachdeckungen sind für Vorder- und Rückseite des Gebäudes in einheitlichen Materialien 
zu gestalten. 
 
(3) Der Überstand an der Traufe ist entsprechend dem historischen Leitbild entweder als 
Kastengesims oder als minimaler, konstruktiv notwendiger Überstand auszubilden. 
 
      
(4) Dachrinnen und Fallrohre sind zurückhaltend in das Straßenbild einzufügen. Sie 
müssen aus Kupfer, Zink oder Titanblech sein. Für Zink bzw. Titanblech muß eine 
farbliche Angleichung an die übrige Fassadengestaltung erfolgen. 
 
(5) Fallrohre müssen bei bestehenden Nischen "versenkt" sein und dürfen das Fassaden-
bild nicht stören. Eine Durchbrechung umlaufender Gesimse mit Fallrohren ist nicht 
zulässig. 

 
§ 2.4 

Dachaufbauten 
 
(1) Die Länge der Dachaufbauten darf maximal 30 % der Gebäudelänge an der Traufseite 
betragen. 
 
(2) Dachflächenfenster sind auf der Straßenseite nicht zulässig. 
(Einfachverglaste Dachluken gelten nicht als Dachflächenfenster) 
 
(3) Die Traufe darf durch Gaupen nicht durchbrochen werden. 
 
(4) Bei Umbauten und Renovierungen sind die Stellung der Dächer zur Straße, die ur-
sprüngliche Form der Dächer und die Dachneigung beizubehalten. 
 
(5) Dacheinschnitte im Sinne von Negativgaupen sind nicht zulässig. 
 
(6) Bestehende historische Gaupen sind zu erhalten. 
 
(7) Gaupen sind bei Sattel- oder Walmdächern als Dachhäuschen mit folgenden 
Bedingungen zulässig: 
(Die Höhe der Dächchen wird bei Dachhäuschen nicht auf die Stirnhöhe angerechnet.) 
                          
1. Gaupen sollen im Format als stehendes Rechteck ausgebildet werden 
2. Stirnfläche je Gaupe max. 1,5 qm 
3. Stirnhöhe max. 1,40 m 
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4. Gaupenabstand zur Giebelwand mindestens 1,50 m 
5. Gaupenabstand untereinander mindestens doppelte Gaupenbreite 
6. Oberkante Stirnfläche muss in der Ansicht in der unteren Dachhälfte liegen 
7. Wandflächen sind in der Stirnseite nicht zulässig 
8. Die nicht verglasten Gaupenflächen sind in der Farbe der Dacheindeckung bzw. 
Fassadengestaltung anzugleichen 
9. Alle Gaupen eines Gebäudes müssen in Proportion, Form und Größe gleich sein 
 
(8) Schleppgaupen sind bei Sattel- oder Walmdächern mit folgenden Bedingungen 
zulässig: 
 
1. Schleppgaupen sind nicht als Schleppgaupenbänder, sondern nur als Einzelgaupen 
zulässig. 
2. Stirnfläche je Gaupe max. 1,0 qm 
3. Stirnhöhe max. 1,20 m 
4. Gaupenabstand zur Giebelwand mindestens 1,50 m 
5. Gaupenabstand untereinander mindestens doppelte Gaupenbreite 
6. Oberkante Stirnfläche muss in der Ansicht in der unteren Dachhälfte liegen 
7. Wandflächen sind in der Stirnseite nicht zulässig 
8. Die nicht verglasten Gaupenflächen sind in der Farbe der Dacheindeckung bzw. 
Fassadengestaltung anzugleichen 
9. Alle Gaupen eines Gebäudes müssen in Form und Größe gleich sein 
 
(9) Gaupen sind bei Mansarddächern als Dachhäuschen mit folgenden Bedingungen 
zulässig: 
(Die Höhe der Dächchen wird bei Dachhäuschen nicht auf die Stirnhöhe angerechnet.) 
 
1. Gaupen sind nur im Mansardgeschoß zulässig 
2. Gaupen sollen im Format als stehendes Rechteck ausgebildet werden. 
3. Stirnfläche je Gaupe max. 1,5 qm 
4. Stirnhöhe max. 1,40 m 
5. Gaupenabstand zur Giebelwand mindestens 1,50 m 
6. Gaupenabstand untereinander mindestens das 1,5-fache der Gaupenbreite 
7. Wandflächen sind in der Stirnseite nicht zulässig 
8. Die nicht verglasten Gaupenflächen sind in der Farbe der Dacheindeckung 
anzugleichen 
9. Gaupen eines Gebäudes müssen in Form und Größe gleich sein 
 
(10) Zwerchgiebel sind im Format bis max. 1/3 zur Fassadenlänge an der Traufseite 
zulässig. 
 
(11) Auf jedem Einzelgebäude darf nur eine Außenantenne (Rundfunk, Fernseh-, Funk-, 
Parabolantenne) errichtet werden. Sie soll die Dachlandschaft durch Größe und Form 
nicht beeinträchtigen. 
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§ 2.5 
Fassadengliederung und Fassadenproportionen 

 
(1) Fassaden sind in einer für das Gepräge des Ortsbildes, für die Umgebung bzw. für den 
Baustil des Gebäudes entsprechenden Form zu gestalten. Dies betrifft insbesondere die 
senkrechte Fassadengliederung mit Lisenen oder Pilastern, die horizontale Gliederung mit 
Gesimsen, die Anordnung der Fenster und Fenstergewände. 
 
Gesimse, Lisenen oder Fenstergewände sind, wenn in Naturstein bzw. als Putzprofile 
vorhanden, zu bewahren oder bei Neugestaltung in geeigneter Form und entsprechendem 
Material zu gestalten und farbig abzusetzen. 
 
(2) Mauerwerksöffnungen sollen im Format als stehendes Rechteck ausgebildet werden. 
 
(3) An Gebäudeecken müssen Wandpfeiler von mindestens 0,50 m Breite erhalten 
bleiben. 
 
(4) In Obergeschossen sind nur Einzelfenster zulässig. Dabei ist entsprechend der histo-
rischen Bauweise eine kleinmaßstäbliche Fassadengliederung durch Reihung der Fenster 
in Form stehender Rechtecke einzuhalten. Das Verhältnis der Einzelfensteröffnungen zur 
Wandfläche ist bei Neu- und Umbauten am historischen Vorbild auszurichten. 
 
(5) Wenn mehrere Gebäude zusammengefasst werden, sind die Fassaden auch bei 
einem Neubau so zu gliedern, dass die bisherigen Hausbreiten im wesentlichen gewahrt 
bleiben. Bestehende Versätze in den Gebäudefluchten, Risalite und Erker müssen 
erhalten oder wiederhergestellt werden. 
 
(6) Kniestöcke über 1,00 m Höhe sind unzulässig - ab 0,50 m Höhe müssen sie in der 
Fassade gestaltet werden. 
 
(7) Neubauten sind mit einem Sockel entsprechend dem historischen Leitbild auszubilden. 
Sockel sind in Form, Material und Farbe von der Fassade abzusetzen. Die Sockelhöhe 
darf, im Mittel gemessen, nicht höher als 1,20 m sein. 
 
(8) Die unterschiedlichen Traufhöhen und Stockwerkshöhen der Gebäude in einer 
Straßenfront sind beizubehalten, soweit die Rücksicht auf den in der Umgebung vorhan-
denen Baubestand dies erfordert. Bei traufständigen Satteldächern darf die Traufhöhe der 
Innenhofseite die Traufhöhe der Straßenseite nicht überschreiten. 
 
                     

§ 2.6 
Fassadenvorsprünge und Auskragungen 

 
(1) Vordächer und Markisen sind bei Geschäften zulässig. Sie dürfen jedoch nicht die Erd-
Geschosszone von den Obergeschossen trennen, sondern müssen Gliederung und 
Maßstäblichkeit des Gebäudes aufnehmen. 
 
(2) Erker sind nur im Bereich von Eckgebäuden zulässig. 
 
(3) Balkone und Loggien zur Straßenseite sind nicht zulässig. 
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§ 2.7 
Oberfläche der Außenwände, Farbgestaltung 

 
(1) Verputzte Fachwerkfassaden und Sichtmauerwerk sollen wieder freigelegt werden. Die 
Eigentümer sind deshalb verpflichtet, sich vor der Vergabe von Renovierungsarbeiten an 
der Fassade mit dem Bauamt der Stadt Rodewisch in Verbindung zu setzen. 
 
(2) Historische Putzarten sind dem Baustil entsprechend erwünscht. 
 
(3) Das Erscheinungsbild der Stadt ist in seiner abgewogenen Vielfalt zu erhalten. Deshalb 
bedarf die Farbgestaltung der Zustimmung des Stadtbauamtes. Reines Weiß oder sehr 
helle Farbtöne  
(Remissionswerte von 80 - 100) und reines Schwarz oder sehr dunkle Farbtöne 
(Remissionswerte von 0 - 15) sind nicht zulässig. 
 
(4) Gebäude und Gebäudegruppen, die architektonisch eine Einheit bilden, aber in 
mehrere Eigentumsteile zerfallen, sind in Farbgebung, Material und Proportionen 
aufeinander abzustimmen. 
 
(5) Bei Umbauten und Renovierungen sind Fassadenelemente, wie Trauf- und Stock-
werksgesimse, Tür- u. Fenstergewände sowie Sockel- und Putzgliederungen bei-
zubehalten. 
 
(6) Glatte und glänzende Oberflächen (z.B. Verkleidungen aus Fliesen, Kunststoff, Metall 
oder polierten Natursteinen) oder Verschalungen sind an Hauptgebäuden nicht zuge-
lassen. 
Dies gilt auch für Außentreppen, Nischen, Eingänge und Passagen. 
Eine Ausnahme bilden vorhandene historische Oberflächen. Sie sind zu erhalten. 
 
(7) Leitungsführungen auf der Fassade (z.B. Be- und Entlüftungen, Telefonanschlüsse 
etc.) sind nicht zulässig. 
 
(8) Gewände sind in Form von Putzfaschen bei Fassadenputz oder Kunststein, Stuck, 
Sandstein, Klinker usw. auszuführen. 
Bei Sichtmauerwerk sind Formsteine gleichen Materials und Farbe erlaubt. 
 
(9) Zugänge sollen zurückgesetzt ausgebildet werden. Ein bündiges Abschließen mit der 
Fassade ist nicht erlaubt. 
 
(10) Die Rückfassaden sowie offene Giebelflächen sollen verputzt oder als 
Sichtmauerwerk ausgebildet werden. 
 
 

§ 2.8 
Fenster, Türen und Rollläden 

 
(1) Vorhandene historische Fenster und Türen sind zu erhalten. Werden in bestehenden 
Gebäuden neue Fenster eingebaut, sind sie als zweiflügelige Fenster mit Oberlicht 
entsprechend dem historischen Leitbild auszuführen. 
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Bild einfügen 
 
Historisches Holzfenster mit typischer Teilung 
 
(2) Fensteröffnungen sind als stehendes Rechteck mit einem Seitenverhältnis (Breite zu 
Höhe) von mindestens 3/4 (optimal 1/2) auszubilden. Bei der Anbringung von 
Rolladenkästen darf das Seitenverhältnis des Fensters von 3/4 nicht unterschritten 
werden. Aufgesetzte, vor die Fassade vorstehende Rolladenkästen sind nicht  
erlaubt.  
 
(3) Einzelfenster mit einer Höhe oder einer Breite von mehr als 1,00 m sind in allen 
Geschossen mit einer angemessenen Unterteilung auszubilden. Für Schaufenster gelten 
die Bestimmungen des § 2.9. 
 
(4) Die maximale Breite der Fensteröffnung beträgt 1,50 m. Für Schaufenster gelten die 
Bestimmungen des § 2.9. 
 
(5) Fenster mit einer Breite von über 1,00 m sind als zweiflüglige Fenster auszuführen. 
Fenster kleiner als 1,00 m Breite sind auch als "einflüglige" Fenster zulässig. Fenster im 
Sockelbereich dürfen das Öffnungsmaß von 0,60 m Höhe x 1,00 m Breite nicht 
überschreiten. 
 
(6) Als Material für Fenster und Fensterumrahmungen ist nur Holz zulässig, in den Farben 
weiß, rotbraun oder grün. Das Material für den Abschluss von Fenster bzw. Lichtöffnungen 
ist ausschließlich farbloses Fensterglas. Ausgenommen sind vorhandene historische 
Verglasungen.  
Fensterbänke sind in Natur- bzw. Werkstein auszuführen. Fensterbänke in Blech-, Stahl- 
oder Kunststoffkonstruktionen sind nicht zulässig.   
Für Schaufenster gelten die Bestimmungen des § 2.9. 
 
(7) Tore und Türen sind als Holzkonstruktionen auszuführen. 
Als Haus- und Ladeneingänge sind Türen zu verwenden, die möglichst nach historischen 
Vorbildern zu gestalten sind und mit der Architektur des Hauses in Einklang stehen. 
Das Abweichen von einer Holzkonstruktion ist auf Ladeneingänge beschränkt. In diesen 
Fällen ist ein Metallrahmen entsprechend der Farbgestaltung der übrigen Fenster und 
Türen des Gebäudes zu verwenden. 
 
(8) Fenster-, Tor- und Türöffnungen sind entsprechend dem historischen Leitbild mit einem 
Gewände zu versehen. 
 
(9) Türeingänge müssen auf der Straßenseite in der Fassade um mindestens 0,50Ÿm, 
Treppeneingänge um mindestens 1,50 m zurückspringen. 
 
 

§ 2.9 
Schaufenster 

 
(1) Schaufenster sind nur im Erdgeschoss oberhalb des Sockels zulässig und zusammen 
mit den anderen Türen und Toren in Anordnung und Proportion auf Gliederung und Maß-
stab des Gebäudes sowie auf das Gesamtbild der Umgebung abzustimmen. 
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(2) Beim Umbau von Erdgeschossräumen ist, wenn eine Änderung der Fassade geplant 
wird, auf die Gesamterscheinung des ganzen Gebäudes und seine Einordnung in die 
Umgebung Rücksicht zu nehmen. 
 
(3) An Schaufensterfronten müssen bei Ladeneinbauten oder -umbauten, die tragenden 
Elemente des Gebäudes in Form von Pfeilern nach außen sichtbar gestaltet werden. Die 
in der Wandflucht sichtbaren Pfeiler müssen rechteckigen Querschnitt haben. Sie müssen 
mit ihrem Sturz in gleicher Flucht stehen und so dimensioniert sein, dass sie auch optisch 
der Gebäudelast entsprechen. 
 
Auf jeden Fall müssen Pfeiler an den Gebäudeecken vorhanden sein. Die Summe der 
Pfeilerbreite soll mindestens 1/5 der Fassadenbreite betragen. 
 
Ausnahmen, wie die gesonderte Gestaltung einzelner Pfeiler z.B. als Stahlstützen oder 
Rundpfeiler sind nach Absprache mit dem Bauamt der Stadt Rodewisch möglich. Sie müs-
sen sich aber den grundsätzlichen Anforderungen an die Berücksichtigung der Proportion, 
Gliederung und des Maßstabes des Gebäudes anpassen. 
 
(4) Schaufenster müssen eine auf die Proportion und Gliederung des Gebäudes abge-
stimmte Teilung haben. 
 
 

§ 2.10 
Außenanlagen 

 
(1) Einzäunungen sind nur als senkrechte Schalung, Lattung, Eisenstäbe usw. erlaubt, die 
auf Zaunsockeln zwischen gemauerten Pfosten oder Steinpfeilern entsprechend dem 
historischen Vorbild stehen. 
 
(2) Vorgärten sind zu begrünen. Eine Nutzung als Lager- und Abstellplatz (außer PKW) ist 
unzulässig. 
 
 

§ 3 
Gestaltungsanforderungen für die Zone II 

 
Bereich Auerbacher Straße von Postplatz bis Straße des Friedens, Göltzschstraße von 
Göltzschplatz bis Mozartstraße, Lengenfelder Straße im Bereich von der Mozartstraße bis 
Höhe Göltzschplatz. Otto-Pfeifer-Straße/Ecke Burgstraße, Rützengrüner Straße, 
Wernesgrüner Straße im Bereich Hermannstraße.  
 
Diese Zone beinhaltet wie Zone I Gebäude aus der Jahrhundertwende. Auch hier sind 
bemerkenswerte städtebauliche Ansätze vorzufinden, die aufgrund ihres Formenkanons, 
der sich in Fassadenproportionen und -gliederungen, Schmuckelementen, Fenstern, 
Türen usw. äußert, eine gestalterische Einheit bilden, die es zu bewahren gilt.   
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§ 3.1 
Allgemeine Anforderungen 

 
(1) Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches sind so zu behandeln, 
dass sie sich harmonisch in das Stadtbild einfügen. Bei der Behandlung baulicher Maß-
nahmen wird nur in einzelnen Bereichen der Gestaltungsanforderungen zwischen Neubau 
und Wiederaufbau sowie Umbau, Renovierung und sonstigen Arbeiten unterschieden, die 
sich auf die äußere Gestalt des Gebäudes auswirken.  
 
Das Einfügen ist besonders gefordert hinsichtlich: 
 
1. der Stellung der Gebäude zueinander sowie zu den Straßen und Plätzen 
2. einer gegliederten und maßstäblichen Bauweise in Anlehnung an das historische 
Leitbild  
3. der Gleichartigkeit benachbarter Gebäudefassaden mit feinen Unterschieden in den 
Proportionen 
4. der Geschlossenheit und Lebendigkeit der Dachlandschaft 
5. der auf Ensemblewirkung abgestellten Wahl der Materialien,Farben und der 
Konstruktion (in ihren sichtbaren Teilen) 
 
                   
(2) Wo die historische Baugestalt in neuerer Zeit zum Nachteil des Stadtbildes geändert 
wurde, kann die Wiederherstellung verlangt werden. 
 
2 Bilder einfügen 
Ursprünglicher Zustand 
 
Nach dem Einbau eines Ladengeschäftes 
 
 

§ 3.2 
Erhaltung historischer Bauteile 

 
(1) Bauteile von wissenschaftlicher, künstlerischer, handwerklicher oder heimatgeschicht-
licher Bedeutung, wie bestimmte besonders gestaltete Ladenfronten (Ladeneingänge und 
Schaufensteranlagen), Hauseingänge (Türblätter, Türrahmen, Umrahmung und zu-
gehörige Stufen), Wappen- und Schlusssteine, Inschriften, Gewände, Figuren, Konsolen 
u. ä. sind an Ort und Stelle sichtbar zu erhalten und zu pflegen. 
 
(2) Wo die Belassung nicht möglich ist, sind diese Bauteile im Einvernehmen mit dem 
Stadtbauamt bei Abbruch oder Umbauten zu bergen und beim Wiederaufbau zu 
verwenden. 
 
 

§ 3.3 
Dachform und Dachdeckung 

 
(1) Dächer sind grundsätzlich als Satteldächer auszubilden und müssen in ihrer 
Dachneigung der umgebenden Bebauung angepasst sein. Zusätzlich sind in Einzelfällen, 
in Abstimmung mit dem Bauamt der Stadt Rodewisch, Mansarddächer oder Walmdächer 
zulässig.  
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(2) Als Dachdeckung sind Schieferdeckungen (schwarzgrau, Natur) oder Kunst-
schieferdeckungen, die in Form, Farbe und Oberflächenstruktur dem Naturschiefer ent-
sprechen sowie Betondachsteine oder Dachziegel in anthrazit oder dunkelbraun zulässig. 
Vorhandene Naturschiefereindeckungen sind nach Möglichkeit zu erhalten. 
 
Biberschwanz- und Naturschiefereindeckungen sind möglichst  zu erhalten. 
Blecheindeckungen sind in Einzelfällen in Absprache mit dem Bauamt der Stadt 
Rodewisch zulässig. 
 
Andere Dacheindeckungen (z.B. aus Asbestzement, Bitumenschindeln) sind nicht zuläs-
sig. 
Dachdeckungen sind für Vorder- und Rückseite des Gebäudes in einheitlichen Materialien 
zu gestalten. 
                        
                         
(3) Der Überstand an der Traufe ist entsprechend dem historischen Leitbild entweder als 
Kastengesims oder als minimaler, konstruktiv notwendiger Überstand auszubilden.  
 
(4) Dachrinnen und Fallrohre sind zurückhaltend in das Straßenbild einzufügen. Sie 
müssen aus Kupfer, Zink oder Titanblech sein. 
 
(5) Fallrohre müssen bei bestehenden Nischen "versenkt" sein und dürfen das Fassaden-
bild nicht stören. Eine Durchbrechung umlaufender Gesimse mit Fallrohren ist nicht 
zulässig. 
 
 

§ 3.4 
Dachaufbauten 

 
(1) Die Länge der Dachaufbauten darf maximal 40 % der Gebäudelänge an der Traufseite 
betragen. 
 
(2) Die Traufe darf durch Gaupen nicht durchbrochen werden.  
 
(3) Bei Umbauten und Renovierungen sind die Stellung der Dächer zur Straße, die 
ursprüngliche Form der Dächer und die Dachneigungen beizubehalten.  
 
(4) Dacheinschnitte im Sinne von Negativgaupen sind bei Altbauten und bestehenden 
Gebäuden nicht zulässig.  
 
(5) Bestehende historische Gaupen sind zu erhalten.  
 
(6) Gaupen sind bei Sattel- oder Walmdächern als Dachhäuschen mit folgenden 
Bedingungen zulässig: 
(Die Höhe der Dächchen wird bei Dachhäuschen nicht auf die Stirnhöhe angerechnet.) 
 
1. Gaupen sollen im Format als stehendes Rechteck ausgebildet werden 
2. Stirnfläche je Gaupe max. 1,8 m² 
3. Stirnhöhe max. 1,40 m 
4. Gaupenabstand zur Giebelwand mindestens 1,50 m 
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5. Gaupenabstand untereinander mindestens doppelte Gaupenbreite 
6. Oberkante Stirnfläche muß in der Ansicht in der unteren Dachhälfte liegen 
7. Wandflächen sind in der Stirnseite nicht zulässig 
8. Die nicht verglasten Gaupenflächen sind in der Farbe der Dacheindeckung bzw. 
Fassadengestaltung anzugleichen 
9. Alle Gaupen eines Gebäudes müssen in Proportionen, Form und Größe gleich sein 
 
(7) Schleppgaupen sind bei Sattel- oder Walmdächern mit folgenden Bedingungen 
zulässig: 
 
1. Schleppgaupen sind nicht als Schleppgaupenbänder, sondern nur als Einzelgaupen 
zulässig. 
2. Stirnfläche je Gaupe max. 1,5 m² 
3. Stirnhöhe max. 1,20 m 
4. Gaupenabstand zur Giebelwand mindestens 1,50 m 
5. Gaupenabstand untereinander mindestens doppelte Gaupenbreite 
6. Oberkante Stirnfläche muß in der Ansicht in der unteren Dachhälfte liegen 
7. Wandflächen sind in der Stirnseite nicht zulässig 
8. Die nicht verglasten Gaupenflächen sind in der Farbe der Dacheindeckung bzw. 
Fassadengestaltung anzugleichen 
9. Alle Gaupen eines Gebäudes müssen in Form und Größe gleich sein 
 
 
(8) Gaupen sind bei Mansarddächern als Dachhäuschen mit folgenden Bedingungen 
zulässig: 
(die Höhe der Dächchen wird bei Dachhäuschen nicht auf die Stirnhöhe angerechnet) 
 
1. Gaupen sind nur im Mansardgeschoss zulässig 
2. Gaupen sollen im Format als stehendes Rechteck ausgebildet werden. 
3. Stirnfläche je Gaupe max. 1,5 m² 
4. Stirnhöhe max. 1,40 m 
5. Gaupenabstand zur Giebelwand mindestens 1,50 m 
6. Gaupenabstand untereinander mindestens das 1,5fache der Gaupenbreite 
7. Wandflächen sind in der Stirnseite nicht zulässig 
8. Die nicht verglasten Gaupenflächen sind in Schiefer  auszuführen.  
9. Gaupen eines Gebäudes müssen in Form und Größe gleich sein 
 
(9) Zwerchgiebel sind im Format bis max. 1/2 zur Fassadenlänge an der Traufseite 
zulässig. 
 
(10) Auf jedem Einzelgebäude darf nur eine Außenantenne (Rund-funk-, Fernseh-, Funk-, 
Parabolantenne) errichtet werden. Sie soll die Dachlandschaft durch Größe und Form 
nicht beeinträchtigen. 
 
 

§ 3.5 
Fassadengliederung und Fassadenproportionen 

 
(1) Fassaden sind in einer für das Gepräge des Ortsbildes, für die Umgebung bzw. für den 
Baustil des Gebäudes entsprechenden Form zu gestalten. Dies betrifft insbesondere die 
senkrechte Fassadengliederung mit Lisenen oder Pilastern, die horizontale Gliederung mit 
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Gesimsen, die Anordnung der Fenster und Fenstergewände. 
Gesimse, Lisenen oder Fenstergewände sind, wenn in Naturstein bzw. als Putzprofile 
vorhanden, zu bewahren oder bei Neugestaltung in geeigneter Form und entsprechendem 
Material zu gestalten und farbig abzusetzen. 
                            
 
(2) Mauerwerksöffnungen sollen im Format als stehendes Rechteck ausgebildet werden. 
 
(3) An Gebäudeecken müssen Wandpfeiler von mindestens 0,50 m Breite erhalten 
bleiben. 
 
(4) In Obergeschossen sind nur Einzelfenster zulässig. Dabei ist entsprechend der histo-
rischen Bauweise eine kleinmaßstäbliche Fassadengliederung durch Reihung der Fenster 
in Form stehender Rechtecke einzuhalten. Das Verhältnis der Einzelfensteröffnungen zur 
Wandfläche ist bei Neu- und Umbauten am historischen Vorbild auszurichten. 
 
(5) Wenn mehrere Gebäude zusammengefaßt werden, sind die Fassaden  
auch bei einem Neubau so zu gliedern, dass die bisherigen Hausbreiten im wesentlichen 
gewahrt bleiben. Bestehende Versätze in den Gebäudefluchten, Risalite und Erker 
müssen erhalten oder wiederhergestellt werden. 
 
(6) Kniestöcke über 1,00 m Höhe sind unzulässig. 
 
(7) Neubauten sind mit einem Sockel entsprechend dem historischen Leitbild auszubilden. 
Sockel sind in Form, Material und Farbe von der Fassade abzusetzen. Die Sockelhöhe 
darf, im Mittel gemessen, nicht höher als 1,20 sein.  
 
(8) Die unterschiedlichen Traufhöhen und Stockwerkshöhen der Gebäude in einer Stra-
ßenfront sind beizubehalten, soweit die Rücksicht auf den in der Umgebung vorhandenen 
Baubestand dies erfordert. Bei traufständigen Satteldächern soll die Traufhöhe der 
Innenhofseite die Traufhöhe der Straßenseite nicht überschreiten. 
 
 

§ 3.6 
Fassadenvorsprünge und Auskragungen 

 
(1) Vordächer und Markisen sind bei Geschäften zulässig. Sie dürfen jedoch nicht die Erd-
geschosszone von den Obergeschossen trennen, sondern müssen Gliederung und 
Maßstäblichkeit des Gebäudes aufnehmen. 
 
(2) Erker sind nur im Bereich von Eckgebäuden zulässig. 
 
 

§ 3.7 
Oberfläche der Außenwände, Farbgestaltung 

 
(1) Verputzte Fachwerkfassaden und Sichtmauerwerk sollen wieder freigelegt werden. Die 
Eigentümer sind deshalb verpflichtet, sich vor der Vergabe von Renovierungsarbeiten an 
der Fassade mit dem Bauamt der Stadt Rodewisch in Verbindung zu setzen. 
 
(2) Historische Putzarten sind dem Baustil entsprechend erwünscht. 
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(3) Das Erscheinungsbild der Stadt ist in seiner abgewogenen Vielfalt zu erhalten. Deshalb 
bedarf die Farbgestaltung der Zustimmung des Stadtbauamtes. Reines Weiß oder sehr 
helle Farbtöne (Remissionswerte von 80 - 100) und reines Schwarz oder sehr dunkle 
Farbtöne (Remissionswerte von 0 - 15) sind nicht zulässig. 
 
(4) Gebäude und Gebäudegruppen, die architektonisch eine Einheit bilden, aber in 
mehrere Eigentumsteile zerfallen, sind in Farbgebung, Material und Proportionen 
aufeinander abzustimmen. 
 
(5) Bei Umbauten und Renovierungen sind Fassadenelemente, wie Trauf- und Stock-
werksgesimse, Tür- u. Fenstergewände sowie Sockel- und Putzgliederungen bei-
zubehalten. 
 
(6) Glatte und glänzende Oberflächen (z.B. Verkleidungen aus Fliesen, Kunststoff, Metall 
oder polierten Natursteinen) oder Verschalungen sind an Hauptgebäuden nicht zuge-
lassen.  
 
Fassadenverkleidungen an Einzelgebäuden beeinträchtigen das Erscheinungsbild eines 
gesamten Straßenzuges 
 
(7) Leitungsführungen auf der Fassade (z.B. Be- und Entlüftungen, Telefonanschlüsse 
etc.) sind nicht zulässig. 
 
(8) Gewände sind in Form von Putzfaschen bei Fassadenputz oder Kunststein, Stuck, 
Sandstein, Klinker usw. auszuführen. 
Bei Sichtmauerwerk sind Formsteine gleichen Materials und Farbe erlaubt. 
 
(9) Zugänge sollen zurückgesetzt ausgebildet werden. Ein bündiges Abschließen mit der 
Fassade ist nicht erlaubt. 
 
(10) Die Rückfassaden sowie offene Giebelflächen sollen verputzt oder als 
Sichtmauerwerk ausgebildet werden. 
 
 

§ 3.8 
Fenster, Türen und Rollläden 

 
(1) Vorhandene historische Fenster und Türen sind bei bestehenden Gebäuden zu 
erhalten.  
 
(2) Fensteröffnungen sind als stehendes Rechteck mit einem Seitenverhältnis (Breite zu 
Höhe) von mindestens 3/4 (optimal 1/2) auszubilden. Bei der Anbringung von 
Rollladenkästen darf das Seitenverhältnis des Fensters von 3/4 nicht unterschritten 
werden. Aufgesetzte, vor die Fassade vorstehende Rollladenkästen sind nicht erlaubt.  
 
(3) Einzelfenster mit einer Höhe oder einer Breite von mehr als 1,00 m sind in allen 
Geschosssen mit einer angemessenen Unterteilung auszubilden. Für Schaufenster gelten 
die Bestimmungen des § 3.9.  
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(4) Die maximale Breite der Fensteröffnung beträgt 1,50 m. Für Schaufenster gelten die 
Bestimmungen des § 3.9. 
 
(5) Fenster mit einer Breite von über 1,00 m sind als zweiflüglige Fenster auszuführen. 
Fenster kleiner als 1,00 m Breite sind auch als "einflüglige" Fenster zulässig. Fenster im 
Sockelbereich dürfen das Öffnungsmaß von 0,6 m Höhe x 1,00 m Breite nicht 
überschreiten. 
 
(6) Als Materialien  für Fenster und Fensterumrahmungen sind nur Holz und Kunststoff 
zulässig. Farbe: weiß, rotbraun oder grün. Das Material für den Abschluss von Fenster- 
bzw. Lichtöffnungen ist ausschließlich farbloses Fensterglas - ausgenommen sind 
vorhandene historische Verglasungen.  
Für Schaufenster gelten die Bestimmungen des § 3.9. 
 
(7) Tore und Türen sind als Holz- oder Kunststoffkonstruktionen auszuführen. 
Als Haus- und Ladeneingänge sind Türen zu verwenden, die möglichst nach historischen 
Vorbildern zu gestalten sind und mit der Architektur des Hauses in Einklang stehen. 
Bei Ladeneingängen sind auch Metallkonstruktionen zugelassen. In diesen Fällen ist ein 
Metallrahmen entsprechend der Farbgestaltung der übrigen Fenster und Türen des 
Gebäudes zu verwenden. 
 
(8) Türeingänge müssen auf der Straßenseite in der Fassade um mindestens 0,50 m 
zurückspringen.  
 
Beispiel für eine alte erhaltenswerte Eingangstür 
 
 

§ 3.9 
Schaufenster 

 
(1) Schaufenster sind nur im Erdgeschoss oberhalb des Sockels zulässig und zusammen 
mit den anderen Türen und Toren in Anordnung und Proportion auf Gliederung und Maß-
stab des Gebäudes sowie auf das Gesamtbild der Umgebung abzustimmen. 
 
(2) Beim Umbau von Erdgeschossräumen ist, wenn eine Änderung der Fassade geplant 
wird, auf die Gesamterscheinung des ganzen Gebäudes und seine Einordnung in die 
Umgebung Rücksicht zu nehmen. 
 
(3) An Schaufensterfronten müssen bei Ladeneinbauten oder -umbauten, die tragenden 
Elemente des Gebäudes in Form von Pfeilern nach außen sichtbar gestaltet werden. Die 
in der Wandflucht sichtbaren Pfeiler müssen rechteckigen Querschnitt haben. Sie müssen 
mit ihrem Sturz in gleicher Flucht stehen und so dimensioniert sein, dass sie auch optisch 
der Gebäudelast entsprechen. 
 
Auf jeden Fall müssen Pfeiler an den Gebäudeecken vorhanden sein. Die Summe der 
Pfeilerbreite soll mindestens 1/5 der Fassadenbreite betragen. 
                            
Ausnahmen, wie die gesonderte Gestaltung einzelner Pfeiler z.B. als Stahlstützen oder 
Rundpfeiler sind nach Absprache mit dem Bauamt der Stadt Rodewisch möglich. Sie müs-
sen sich aber den grundsätzlichen Anforderungen an die Berücksichtigung der Proportion, 
Gliederung und des Maßstabes des Gebäudes anpassen. 



 

 

 

 17 

 
(4) Schaufenster müssen eine auf die Proportion und Gliederung des Gebäudes 
abgestimmte Teilung haben.  
 
 

§ 3.10 
Außenanlagen 

 
(1) Einzäunungen sind nur als senkrechte Schalung, Lattung, Eisenstäbe usw. erlaubt. 
 
(2) Vorgärten sind zu begrünen. Eine Nutzung als Lager bzw. Abstellplatz (außer PKW) ist 
unzulässig 
 
 

§ 4 
Gestaltungsanforderungen für Zone III 

 
Gendarmeriesiedlung  
Bereich zwischen Rosa-Luxemburg-Straße, August-Bebel-Straße und Lindenstraße.  
 
Die Gendarmeriesiedlung entstand nach den sogenannten Märzunruhen in den 20er 
Jahren. Der damalige Bürgermeister Pfeifer konnte das Land Sachsen von Rodewisch als 
Standort für eine neue Polizeistation mit den dazugehörigen Wohnungen überzeugen. 
Nach dem Krieg gingen sowohl das Verwaltungsgebäude, als auch die Wohnhäuser in 
städtischen Besitz über.  
Nach wie vor stellt sich die Siedlung als geschlossenes Gesamtensemble dar, das es zu 
erhalten gilt, zumal in der Vergangenheit noch keine durchgreifende Änderung der 
gestalterischen Elemente erfolgte. Die Siedlung ist geprägt durch eine klare, auf eine 
Mittelachse bezogene innere Ordnung; dies zeigt sich in der Stellung der Gebäude 
zueinander, der Verwendung weniger Haustypen mit einheitlicher Gestaltung der Fenster, 
Sockel, Materialien und Farben, Dachdeckungen.  
 
Ein Wesentliches, das äußere Erscheinungsbild prägendes Element ist die Gestaltung und 
Aufteilung der Freiflächen. Im ursprünglichen Zustand gab es ein regelmäßiges 
Erschließungssystem mit höhenlinienparallel verlaufenden Straßen und senkrecht dazu, 
fußläufige Verbindungswege.  
In den so verbleibenden Freiräumen waren und sind Schrebergärten angelegt, wobei die 
ursprüngliche Ordnung nicht mehr erkennbar ist. Die im Zentrum der Siedlung gelegene, 
über zwei Ebenen verlaufende Platzanlage weist durch Ihre momentane Nutzung als Pkw-
Abstellfläche bzw. Garagenstandort starke gestalterische Mängel auf. Gestalterisches Ziel 
sollte daher sein, die ursprünglichen räumlichen Qualitäten unter Berücksichtigung der 
heutigen Nutzungsanforderungen wiederzubeleben. Allerdings kann die vorliegende 
Gestaltungssatzung nur bedingt hierauf Einfluss nehmen.  
 
Unveränderte Fassade mit Originalfenstern in der Gendarmeriesiedlung 
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§ 4.1 
Allgemeine Anforderungen 

 
(1) Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches sind so zu behandeln, 
dass sie sich harmonisch in das Stadtbild einfügen. Bei der Behandlung baulicher 
Maßnahmen wird nicht unterschieden zwischen Neubau und Wiederaufbau sowie Umbau, 
Renovierung und sonstigen Arbeiten, die sich auf die äußere Gestalt des Gebäudes aus-
wirken.  
 
Das Einfügen ist besonders gefordert hinsichtlich: 
1. der Stellung der Gebäude zueinander sowie zu den Straßen und Plätzen 
 
2. einer gegliederten und maßstäblichen Bauweise in Anlehnung an das historische 
Leitbild  
 
3. der Geschlossenheit und Lebendigkeit der Dachlandschaft  
 
4. der auf Ensemblewirkung abgestellten Wahl der Materialien, Farben und der 
Konstruktion (in ihren sichtbaren Teilen) 
 
(2) Wo die historische Baugestalt in neuerer Zeit zum Nachteil des Stadtbildes geändert 
wurde, kann die Wiederherstellung verlangt werden. 
 
 

§ 4.2 
Erhaltung historischer Bauteile 

 
entfällt 
 
 

§ 4.3 
Dachform und Dachdeckung 

 
(1) Zur Erhaltung der einheitlichen Dachlandschaft sind nur Satteldächer und 

Walmdächer mit einer Neigung von mehr als 45° auszuführen. 
(2) Als Dachdeckung ist grundsätzlich nur die altdeutsche Schieferdeckung 

(schwarzgrau, Natur) oder Kunststoffdeckung, die in Form und Farbe und 
Oberflächenstruktur dem Naturschiefer entsprechen, zulässig. Andere 
Dacheindeckungen sind nicht zulässig.  

(3) Der Überstand an der Traufe muss zwischen 40 und 50 cm betragen. Die 
Konstruktion an der Traufe wird als Leistbruch mit Aufschieblingen entsprechend 
dem historischen Leitbild empfohlen.  

(4) Der Dachüberstand bei Satteldächern ist am Ortgang als minimaler konstruktiver 
Überstand auszubilden.  
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§ 4. 4 
Dachaufbauten und Dachfenster 

 
(1) Bei Umbauten und Renovierung sind die Stellung der Dächer zur Straße, die 

Ursprüngliche Form der Dächer und die Dachneigung beizubehalten.  
(2) Die Traufe darf durch Gaupen nicht unterbrochen werden. 
(3) Dacheinschnitte im Sinne von Negativgauben sind bei Altbauten und bestehenden 

Gebäuden nicht zulässig. 
(4) Bestehende Gauben sind zu erhalten. Bei Neubauten sind Dachgauben in 

Proportion der bestehenden Gebäude erlaubt.  
(5) Liegende Dachfenster sind erlaubt.  

 
 

§ 4.5 
Fassadengliederung und Fassadenproportion 

 
(1) Fassaden sind in einer für das Gepräge des Ortsbildes, für die Umgebung bzw. für 

den Baustil des Gebäudes entsprechenden Form zu gestalten. Dies betrifft 
insbesondere die Anordnung der Fenster und Fenstergewände in Axialsymetrie 
(bezogen auf die Längs- und Querachse dieser Gebäude).  

(2) An Gebäuden müssen Wandpfeiler von mindestens 1,00 m Breite erhalten bleiben. 
(3) In allen Geschossen sind nur die Einzelfenster zulässig. Dabei ist die auf 

Symmetrie ausgelegte Fassadengliederung mit ihrer Reihung der Fenster 
(Lochfassade in Form stehender Rechtecke einzuhalten.  

(4) Die vorhandenen Sockel, Ausführung hammerrechtes Schichtenmauerwerk aus 
vogtländischem Granit, sind zu erhalten. 

 Die Traufhöhe eines Gebäudes muss eine einheitliche Höhe besitzen. 
 
 

§ 4.6 
Balkone 

 
(1) Der Anbau von Balkonen ist in folgender Ausführung gestattet: 

 

 mögliche Materialien sind Holz, Stahl und Kunststoff 

 mehrere Balkone an einem Gebäude sind in den gleichen Abmessungen und 
symmetrisch herzustellen 

 geschlossene Brüstungsfläche 

 die Tiefe der Balkone beträgt max. 1,50 m 
 
 

§ 4.7 
Oberflächen und Farbgestaltung der Fassaden, Außenbauteile 

 
(1) Das homogene Erscheinungsbild der Siedlung ist zu erhalten. Die Gebäude sind in 

pastellen Putzfarben herzustellen. Reines Weiß oder sehr helle Farbtöne 
(Remissionswerte von 80 – 100) und reines Schwarz oder sehr dunkle Farbtöne 
(Remissionswerte 0 – 15) sind nicht zulässig.  

(2) Außenbauteile sind in ihrer Farbgebung dem Putz anzupassen.  
 Gebäude und Gebäudegruppen, die architektonisch eine Einheit bilden, aber in 
 mehrere Eigentumsteile zerfallen, sind in Farbgebung, Material und Proportionen 
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aufeinander abzustimmen. 
                        
    

§ 4.8 
Fenster, Rollläden 

 
(3) Fensteröffnungen sind als stehendes Rechteck mit einem Seitenverhältnis (Breite 

zu Höhe) von mindestens ¾ auszubilden. Bei der Anbringung von Rollladenkästen 
darf das Seitenverhältnis des Fensters von ¾ nicht unterschritten werden. 
Aufgesetzte, vor der Fassade vorstehenden Rollladenkästen sind nicht erlaubt.  

(4) Als Material für Fenster bzw. Fensterrahmungen sind nur Holz und Kunststoff 
zulässig.  

 
 

§ 4.9 
Schaufenster 

 
entfällt 
 
 

§ 4.10 
Außenanlagen 

 
(1) Einzäunungen sind nur entlang der Straße als senkrechte Schalung, Lattung bzw. 

Eisenstäbe erlaubt. Es ist eine einheitliche Gestaltung anzustreben. 
 
 

§ 5 
Gestaltungsanforderungen für Zone IV 

 
Im Bereich mittlere Goethestraße, Ecke Julius-Gütter-Straße. Ecke Karl-Liebknecht-
Straße.  
sichtbaren Qualitäten, den vielfältigen, teilweise expressiven Gestaltungselementen und 
der Tatsache, dass in der Vergangenheit schon umfangreiche, dem ursprünglichen Bild 
widersprechende Veränderungen erfolgten, stellen die Gebäude der Zone 4 einen 
gesonderten Bereich dar.  
 
Hierbei ist zu beachten, dass jedes Gebäude ein individuelles Erscheinungsbild besitzt. 
Durch die Gestaltungssatzung können daher lediglich grundlegende Anforderungen 
festgelegt werden.   
Gebäude aus den 20er Jahren in der Goethestraße mit den für diese Zeit typischen 
expressiven Putzgliederungen 
 
 

§ 5.1 
Allgemeine Anforderungen 

 
(1) Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches sind so zu behandeln, 
dass sie sich harmonisch einfügen. Bei der Behandlung baulicher Maßnahmen wird nicht 
unterschieden zwischen Neubau und Wiederaufbau sowie Umbau, Renovierung und 
sonstigen Arbeiten, die sich auf die äußere Gestalt des Gebäudes auswirken.  
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Das Einfügen ist besonders gefordert hinsichtlich: 
 
1. der Stellung der Gebäude zueinander  
2. einer gegliederten und maßstäblichen Bauweise  
3. der auf Ensemblewirkung abgestellten Wahl der Materialien, Farben und der 
Konstruktion (in ihren sichtbaren Teilen) 
 
(2) Wo die historische Baugestalt in neuerer Zeit zum Nachteil geändert wurde, kann die 
Wiederherstellung verlangt werden. 
 
                           

§ 5.2 
Erhaltung historischer Bauteile 

 
(1) Schmuckelemente wie Putzgesimse, Putzabsätze, Stuckelemente usw. sind zu 
erhalten und zu pflegen.  
 
 

§ 5.3 
Dachform und Dachdeckung 

 
(1) Die vorhandenen Mansarddächer sind grundsätzlich in ihrer historischen Form zu 
erhalten.  
 
(2) Als Dachdeckung sind Schieferdeckungen (schwarzgrau, Natur) oder 
Kunstschieferdeckungen, die in Form, Farbe und Oberflächenstruktur dem Naturschiefer 
entsprechen sowie Betondachsteine oder Dachziegel in anthrazit oder dunkelbraun 
zulässig. 
Vorhandene Naturschiefereindeckungen sind nach Möglichkeit zu erhalten. 
 
Andere Dacheindeckungen (z.B. aus Asbestzement, Bitumenschindeln, Blech) sind nicht 
zulässig. 
 
Vorhandene Naturschiefereindeckungen sind möglichst  zu erhalten. 
 
Dachdeckungen sind für alle Seiten des Gebäudes einheitlich zu gestalten.  
 
(3) Die Traufe ist entsprechend dem Originalzustand auszubilden.  
 
(4) Dachrinnen und Fallrohre sind zurückhaltend in das Straßenbild einzufügen. Sie 
müssen aus Kupfer, Zink oder Titanblech sein. 
 
(5) Auf jedem Einzelgebäude darf nur eine Außenantenne (Rundfunk-, Fernseh-, Funk-, 
Parabolantenne) errichtet werden. Sie soll die Dachlandschaft durch Größe und Form 
nicht beeinträchtigen.  
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§ 5.4 
Dachaufbauten und Dachfenster 

 
(1) Bei Umbauten und Renovierungen sind die Stellung der Dächer zur Straße, die ur-
sprüngliche Form der Dächer und die Dachneigung beizubehalten. 
 
(2) Dacheinschnitte im Sinne von Negativgaupen sind bei Altbauten und bestehenden 
Gebäuden nicht zulässig. 
 
(3) Zusätzlich zu den vorhandenen Gaupen, Dachaufbauten und Zwerchgiebeln sind keine 
weitergehenden Veränderungen der Dachlandschaft zulässig.  
 
 

§ 5.5 
Fassadengliederung und Fassadenproportionen 

 
(1) Fassaden sind in einer für den Baustil des Gebäudes entsprechenden Form zu 
gestalten. Dies betrifft insbesondere die senkrechte Fassadengliederung mit Lisenen oder 
Pilastern, die horizontale Gliederung der Gesimse, die Anordnung der Fenster und 
Fenstergewände. 
 
Gesimse, Lisenen oder Fenstergewände sind, wenn in Naturstein bzw. Putz/Stuck 
vorhanden, zu bewahren oder bei Neugestaltung in geeigneter Form und entsprechendem 
Material zu gestalten und farbig abzusetzen. 
 
(2) Bei Umbaumaßnahmen dürfen bestehende Mauerwerksöffnungen im Format nicht 
geändert werden. Die Anordnung und Rhythmisierung der Fenster darf nicht verändert 
werden.  
 
(3) Wenn mehrere Gebäude zusammengefasst werden, sind die Fassaden auch bei 
einem Neubau so zu gliedern, dass die bisherigen Hausbreiten im wesentlichen gewahrt 
bleiben. Bestehende Versätze in den Gebäudefluchten, Risalite und Erker müssen 
erhalten oder wiederhergestellt werden. 
 
(4) Die unterschiedlichen Traufhöhen und Stockwerkshöhen der Gebäude sind 
beizubehalten. 
 
(5) Die Sockel sind in Form, Material und Farbe zu erhalten.  
 
 

§ 5.6 
Fassadenvorsprünge und Auskragungen 

 
(1) Zusätzlich zu den vorhandenen Vordächern, Balkonen und Erkern sind keine weiteren 
baulichen Ergänzungen zulässig.  
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§ 5.7 
Oberfläche der Außenwände, Farbgestaltung 

 
(1) Die durch unterschiedliche Putzflächen, Gesimse und Stuckelemente (auch farblich) 
gegliederten Fassaden sind zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Hierzu sollte für jedes 
Gebäude eine Farbgestaltungskonzeption erstellt werden.  
Die Farbgestaltung der einzelnen Gebäude ist aufeinander abzustimmen. Die 
Farbgestaltung bedarf der Zustimmung des Stadtbauamtes. Reines Weiß oder sehr helle 
Farbtöne (Remissionswerte von 80-100) und reines Schwarz oder sehr dunkle Farbtöne 
(Remissionswerte 0-15) sind nicht zulässig.     
 
(2) Gebäude und Gebäudegruppen, die architektonisch eine Einheit bilden, aber in 
mehrere Eigentumsteile zerfallen, sind in Farbgebung, Material und Proportionen 
aufeinander abzustimmen. 
 
(3) Bei Umbauten und Renovierungen sind Fassadenelemente, wie Trauf- und Stock-
werksgesimse, Tür- u. Fenstergewände sowie Sockel- und Putzgliederungen bei-
zubehalten. 
 
(4) Glatte und glänzende Oberflächen (z.B. Verkleidungen aus Fliesen, Kunststoff, Metall 
oder polierten Natursteinen) oder Verschalungen sind an Hauptgebäuden nicht zuge-
lassen.  
 
(5) Leitungsführungen auf der Fassade (z.B. Be- und Entlüftungen, Telefonanschlüsse 
etc.) sind nicht zulässig. 
 
 

§ 5.8 
Fenster, Türen und Rolläden 

 
(1) Aufgrund der unterschiedlichen Fensteröffnungen der einzelnen Gebäude in Hinsicht 
auf Format, Proportionen, Teilung und Sprossung muß eine auf das jeweilige Gebäude 
zugeschnittene Festlegung erfolgen. Maßgebend ist hier jeweils der ursprüngliche 
Fenstertypus.    
 
Stichworte:  
- symmetrische Teilung 
- asymmetrische Teilung  
- liegendes Format / Breite, Höhe 
- stehendes Format / Breite, Höhe  
- Farbe 
- usw... 
                 
(2) Die Fenster sind in einer Holz- oder Kunststoffkonstruktion auszuführen. Das Material 
für den Abschluss von Fenster- bzw. Lichtöffnungen ist ausschließlich farbloses 
Fensterglas. 
Vor den Fassaden vorstehende Rollladenkästen sind nicht erlaubt.  
 
(3) Türen und Tore sind in der Gestaltung auf den jeweiligen Gebäudetypus abzustimmen 
und in Holz- oder Kunststoffkonstruktion auszuführen. Im Original vorhandene Türen sind 
zu erhalten.  
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§ 5.9 
Schaufenster 

 
(1) Schaufenster sind in den Gebäuden nicht vorhanden; ein Einbau ist daher nicht 
zulässig.  
 
 

§ 5.10 
Außenanlagen 

 
(1) Einzäunungen sind nur als senkrechte Schalung, Lattung, Eisenstäbe usw. erlaubt. 
 
(2) Vorgärten sind zu begrünen. Eine Nutzung als Lager- und Abstellplatz (auch PKW) ist 
unzulässig. 
 
 

§ 6 
Gestaltungsanforderungen für Zone V 

 
Im Bereich Goethestraße 
der Zone 5 stellen aufgrund der einfachen Baukörper und der interessanten 
Detailausbildungen eine gestalterische Qualität dar, die es zu erhalten gilt.  
 
Besondere Eckfensterlösung der Gebäude Goethestraße 19-27 
 
 

§ 6.1 
Allgemeine Anforderungen 

 
(1) Alle baulichen Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches sind so zu behandeln, 
dass sie sich harmonisch einfügen. Bei der Behandlung baulicher Maßnahmen wird nicht 
unterschieden zwischen Neubau und Wiederaufbau sowie Umbau, Renovierung und 
sonstigen Arbeiten, die sich auf die äußere Gestalt des Gebäudes auswirken.  
 
Das Einfügen ist besonders gefordert hinsichtlich: 
 
1. der Stellung der Gebäude zueinander  
2. einer gegliederten und maßstäblichen Bauweise  
3. der Geschlossenheit der Dachlandschaft  
 
(2) Wo das alte Erscheinungsbild in neuerer Zeit zum Nachteil geändert wurde, kann die 
Wiederherstellung verlangt werden. 
 
 

§ 6.2 
Erhaltung historischer Bauteile 

 
(1) Vorhandene, im Original erhaltene Bauteile wie z. B. Sockel, Traufgesimse, Türen  
usw. sind zu erhalten und zu pflegen.  
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§ 6.3 
Dachform und Dachdeckung 

 
(1) Dächer sind grundsätzlich als Walmdächer auszubilden. Die bestehende Dachneigung 
ist beizubehalten.  
 
(2) Als Dachdeckung sind Schieferdeckungen (schwarzgrau, Natur) oder 
Kunstschieferdeckungen, die in Form, Farbe und Oberflächenstruktur dem Naturschiefer 
entsprechen sowie Betondachsteine oder Dachziegel in anthrazit oder dunkelbraun 
zulässig. 
Vorhandene Naturschiefereindeckungen sind nach Möglichkeit zu erhalten. 
 
Dachdeckungen sind für Vorder- und Rückseite des Gebäudes in einheitlichen Materialien 
zu gestalten. 
 
(3) Der Überstand an der Traufe ist als minimaler, konstruktiv notwendiger Überstand mit 
einem Traufgesims aus Putz/Stuck auszubilden. 
 
(4) Dachrinnen und Fallrohre sind zurückhaltend in das Straßenbild einzufügen. Sie 
müssen aus Kupfer, Zink oder Titanblech sein. 
 
(5) Auf jedem Einzelgebäude darf nur eine Außenantenne (Rundfunk-, Fernseh-, Funk-, 
Parabolantenne) errichtet werden. Sie soll die Dachlandschaft durch Größe und Form 
nicht beeinträchtigen.  
 
 

§ 6.4 
Dachaufbauten und Dachfenster 

 
(1) Dachgaupen sind nur bei den Gebäuden Goethestraße 19 bis 27 erlaubt.  
Sie sind nur zur Belichtung und Belüftung des Dachraumes in Form von Dachhäuschen 
oder Halbrundgaupen mit folgenden Bedingungen zulässig:  
 
bei Dachhäuschen:  
Stirnhöhe max. 0,70 m im Format als stehendes Rechteck 
 
Gaupenabstand zur Giebeldachwand 
mindestens 3,0 m 
 
Gaupenabstand untereinander mindestens 3-fache Gaupenbreite 
 
Gaupen sind auf allen Dachflächen einheitlich zu gestalten  
                        
bei Halbrundgaupen:  
Stirnhöhe max. 0,50 m  
 
Gaupenabstand zur Giebeldachwand 
mindestens 3,0 m   
 
Gaupen sind auf allen Dachflächen einheitlich zu gestalten 
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Gaupenabstand untereinander mindestens 3-fache Gaupenbreite 
 
 
(2) Bei Umbauten und Renovierungen sind die Stellung der Dächer zur Straße, die ur-
sprüngliche Form der Dächer und die Dachneigung beizubehalten. 
 
(3) Dacheinschnitte im Sinne von Negativgaupen sind bei bestehenden Gebäuden nicht 
zulässig. 
 
(4) Zwerchgiebel sind nicht zulässig.  
 
Bild 1 
 
Durchgehende Gaupenbänder und sog. Negativgaupen zerstören das Bild der ruhigen 
Dachflächen 
 
Bild 2 
 
 

§ 6.5 
Fassadengliederung und Fassadenproportionen 

 
(1) Fassaden sind in einer für den Baustil des Gebäudes entsprechenden Form zu 
gestalten.  
Gesimse oder Fenstergewände sind zu bewahren oder bei Neugestaltung in geeigneter 
Form und entsprechendem Material zu gestalten.  
 
(2) Bei Umbaumaßnahmen dürfen bestehende Mauerwerksöffnungen im Format nicht 
geändert werden. Die Anordnung und Rhythmisierung der Fenster darf nicht verändert 
werden.  
Dies betrifft insbesondere:  
 
1. die auf einem Grundformat aufbauenden Rechteckfenster 
2. die Über-Eck-Fenster der Gebäude der Goethestraße 19-27 
3. die Rundfenster der Gebäude der Goethestraße 19-27 
 
(3) Kniestöcke sind entsprechend dem vorhandenen Gebäudetypus nicht zulässig.  
 
 (4) Die Natursteinsockel in Bruchsteinmauerwerk sind in Form und Material zu erhalten.  
Insbesondere die Sturzausbildung über den Kellerfenstern im Sockelbereich der Gebäude 
Goethestraße 19-27 muss erhalten bleiben.  
 
Bild 
                            
(5) Die unterschiedlichen Traufhöhen der Gebäude in einer Straßenfront sind 
beizubehalten. Die Traufhöhe eines Gebäudes muss eine einheitliche Höhe besitzen.  
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§ 6.6 
Fassadenvorsprünge und Auskragungen 

 
(1) Balkone, Erker und sonstige Auskragungen sind nicht zulässig.    
Vordächer sind nur als minimaler konstruierter Vorsprung zulässig.  
 
 

§ 6.7 
Oberfläche der Außenwände, Farbgestaltung 

 
(1) Alle Gebäude dieser Zone sollten eine aufeinander abgestimmte Farbgestaltung 
erhalten. Die Farbgestaltung bedarf der Zustimmung des Stadtbauamtes. Reines Weiß 
oder sehr helle Farbtöne (Remissionswerte von 80 - 100) und reines Schwarz oder sehr 
dunkle Farbtöne (Remissionswerte von 0 - 15) sind nicht zulässig. 
 
(2) Gebäude und Gebäudegruppen, die architektonisch eine Einheit bilden, aber in 
mehrere Eigentumsteile zerfallen, sind in Farbgebung, Material und Proportionen 
aufeinander abzustimmen. 
 
(3) Bei Umbauten und Renovierungen sind Fassadenelemente, wie Trauf- und Stock-
werksgesimse, Tür- u. Fenstergewände sowie Sockel- und Putzgliederungen bei-
zubehalten. 
 
(4) Glatte und glänzende Oberflächen (z.B. Verkleidungen aus Fliesen, Kunststoff, Metall 
oder polierten Natursteinen) oder Verschalungen sind an Hauptgebäuden nicht zuge-
lassen. 
Dies gilt auch für Außentreppen, Nischen und Eingänge. 
 
(5) Leitungsführungen auf der Fassade (z.B. Be- und Entlüftungen, Telefonanschlüsse 
etc.) sind nicht zulässig. 
 
(6) Alle Fassaden eines Gebäudes sollen einheitlich verputzt werden. 
 
 

§ 6.8 
Fenster, Türen und Rollläden 

 
(1) Die Fenster sind soweit sie noch im ursprünglichen Zustand  
 
vorhanden sind, in Format, Teilung, Material und Lage in der Fassade zu erhalten.  
Bei Umbaumaßnahmen oder schon erfolgten Änderungen ist der ursprüngliche Zustand 
(Format, Teilung, ..) wieder herzustellen.  
Insbesondere gilt dies bei Fenstern mit Rechteckformat die auf der Addition eines 
Grundmoduls aufbauen.  
 
 Original Holzfenster 
 
 Neues Kunststofffenster mit einer Teilung, die keine Rücksicht auf 
 die alten Proportionen nimmt 
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(2) Als Materialien für Fenster bzw. Fensterrahmungen, Tore bzw. Türen ist nur Holz und 
Kunststoff zulässig in der Farbe weiß. Das Material für den Abschluss von Fenster- bzw. 
Lichtöffnungen ist ausschließlich farbloses Fensterglas. 
Als Hauseingänge sind Türen zu verwenden, die möglichst nach den vorhandenen 
Vorbildern zu gestalten sind. 
 
(3) Fenster im Sockelbereich dürfen das Öffnungsmaß von 0,3 m Höhe x 0,50 m Breite 
nicht überschreiten. 
 
 

§ 6.9 
Schaufenster 

 
(1) Schaufenster sind nicht zulässig.  
 
 

§ 6.10 
Außenanlagen 

 
(1) Einzäunungen sind auf der Straßenseite nicht zulässig. 
 
(2) Vorgärten sind zu begrünen und zu pflegen. Eine Nutzung als Lager- und Abstellplatz 
(auch PKW) ist unzulässig.  
 
(3) Geländeregulierungen sind zulässig, jedoch ohne die Veränderung von Stützmauern.  
 
 

§ 7 
Werbeeinrichtungen und Automaten 

 
Für die Zulässigkeit von Werbeanlagen und Automaten gilt die "Satzung der Stadt 
Rodewisch über Werbeanlagen und Automaten in der Innenstadt" in der jeweils geltenden 
Fassung. (Falls vorhanden). 
 
 

§ 8 
Zusätzliche Genehmigungspflicht 

 
Abweichend von § 63 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Nr. 16 und 17, Nr. 20 und 21, Nr. 23 bis 26, Nr. 
30 bis 33 aufgrund von §83 Abs. 1 Nr. 1,2 und 4 SächsBO sind Veränderungen des 
äußeren Erscheinungsbildes von Gebäuden in Form, Farbe und Material 
genehmigungspflichtig. 
 
 

§ 9 
Ausnahmen und Befreiungen 

 
(1) Von zwingenden Vorschriften dieser Satzung kann auf Antrag Befreiung erteilt werden, 
wenn besondere städtebauliche Gründe dies erfordern. Hierzu sind die Stellungnahmen 
des Landesdenkmalamtes und des Stadtpflegers einzuholen. 
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(2) Ausnahmen von den Regelungen dieser Satzung können in Bebauungsplänen, die im 
Geltungsbereich der Gestaltungssatzung liegen festgesetzt werden. 
 
 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften der §§ 2 bis 9 dieser Satzung oder gegen 
vollziehbare Anordnungen aufgrund dieser Satzung können gemäß § 81 Abs. 1 Nr. 1 und 
Nr. 12 und Abs 2 - 3  der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße bis zu 100.000,- DM geahndet werden. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Für die Gestaltungssatzung ist nach § 246a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB die Genehmigung 
bei der höheren Verwaltungsbehörde zu beantragen. 
 
Die Gestaltungssatzung ist zusammen mit der Erteilung der Genehmigung ortsüblich 
bekanntzumachen.  
 
Rodewisch, den 18.12.1995 
 
 
  
Trischmann 
Bürgermeister                     Dienstsiegel 
 
Hinweis: Die Gestaltungssatzung ist seit dem 20.12.1995 in Kraft, die 1. Änderung vom 
28.6.2005 seit 23.07.2005. 


